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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Unterhaltsverordnung

vom 12. April 1978

Auf Grund des § 15 der Unterhaltsverordnung vom
2. März 1978 (GBl. I Nr. 12 S. 149) wird im Einvernehmen 
mit dem Minister für Nationale Verteidigung und den Lei
tern der anderen zuständigen zentralen Staatsorgane folgen
des bestimmt:

Zu § 1 der Verordnung:
§ 1

Unterhaltsberechtigte Kinder der zum Grundwehrdienst 
einberufenen Wehrpflichtigen (nachfolgend Wehrpflichtige ge
nannt) im Sinne der Verordnung sind:

a) leibliche Kinder,
b) an Kindes Statt angenommene Kinder,
c) Kinder der Ehefrau, deren Vater nicht der Wehrpflich

tige ist, wenn sie vom Wehrpflichtigen bis zu seiner Ein
berufung ganz oder überwiegend unterhalten wurden,

d) Kinder, die sich in Durchführung von Maßnahmen der 
Organe der Jugendhilfe im Haushalt des Wehrpflichti
gen befinden und von diesem bis zu seiner Einberufung 
ganz oder überwiegend unterhalten wurden.

t
§ 2

Finanzielle Leistungen entsprechend der Verordnung er
halten auch Unterhaltsberechtigte
— von wehrpflichtigen Staatsbürgern anderer dem Warschauer 

Vertrag angehörenden Staaten, die ihren Grundwehrdienst 
in der Armee ihres Staates ableisten, sofern die Unter
haltsberechtigten die Staatsbürgerschaft der Deutschen De
mokratischen Republik besitzen und während des Grund
wehrdienstes des Wehrpflichtigen ihren Wohnsitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik haben,

— von wehrpflichtigen • Staatsbürgern der Deutschen Demo
kratischen Republik, die ihren Grundwehrdienst in der 
Deutschen Demokratischen Republik ableisten, wenn die 
Unterhaltsberechtigten Staatsbürger eines anderen dem 
Warschauer Vertrag angehörenden Staates sind und
a) ihren Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re

publik haben oder
b) ihren Wohnsitz außerhalb der Deutschen Demokrati

schen Republik in einem dem Warschauer Vertrag an
gehörenden Staat haben, sofern nicht auf Grund von 
Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlichen Verein
barungen entsprechende finanzielle Leistungen durch 
den Staat gewährt werden, in dem die Unterhaltsbe
rechtigten ihren Wohnsitz haben.

Zu § 2 der Verordnung:
§ 3*

(1) Der Unterhaltsbetrag für die Ehefrau gemäß § 2 Abs. 1 
Ziff. 1 Buchst, а erster Anstrich der Verordnung wird auch 
gewährt, wenn dem Haushalt mindestens ein Kind der Ehe
frau angehört, dessen Vater nicht der Wehrpflichtige ist, oder 
sich mindestens ein Kind in Durchführung von Maßnahmen 
der Organe der Jugendhilfe im Haushalt befindet, unabhän
gig davon, ob der Wehrpflichtige bis zu seiner Einberufung 
überwiegend zum Unterhalt des Kindes beigetragen hat.

(2) Als dem Haushalt angehörend im Sinne des § 2 Abs. 1 
Ziff. 1 Buchst, а erster Anstrich der Verordnung zählen auch 
die Kinder, die sich vorübergehend außerhalb des Haushaltes 
befinden
— zum Besuch einer Schule,
-г in einem Dauerheim, einer Einrichtung der Jugendhilfe, 

einem Krankenhaus, Sanatorium, Heim für pflegebedürf
tige Kinder und Jugendliche oder einer ähnlichen Einrich
tung des Gesundheits- und Sozialwesens,

— wegen Krankheit der Mutter,

— um der Mutter eine berufliche Tätigkeit oder Qualifizie
rung zu ermöglichen,

— weil der Familie noch nicht ausreichend Wohnraum zur 
Verfügung steht.

(3) Die Gewährung des Unterhaltsbetrages gemäß § 2 Abs. 1 
Ziff. 1 Buchst, b der Verordnung erfolgt, wenn keine beruf
liche Tätigkeit aufgenommen werden kann, weil nachweislich 
kein Platz für das Kind in einer Vorschuleinrichtung zur Ver
fügung steht, oder ähnliche Gründe vorliegen und kein An
spruch auf Mütterunterstützung oder andere soziale Leistun
gen gegeben ist.

(4) Die Unterhaltsbeträge für Kinder werden unabhängig 
von der Höhe des Einkommens der Mutter gewährt. Für 
Kinder der Ehefrau, deren Vater nicht der Wehrpflichtige ist, 
und für Kinder, die sich in Durchführung von Maßnahmen 
der Organe der Jugendhilfe im Haushalt des Wehrpflichtigen 
befinden, gilt das nur unter den Voraussetzungen des § 1 
Buchstaben c und d.

§ 4
Die Invalidität der Ehefrau oder die Pflegebedürftigkeit 

eines Familienangehörigen gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, a 
letzter Anstrich der Verordnung ist

a) entweder durch Vorlage eines Bescheides über die Ge
währung von Invalidenrente oder Pflegegeld nachzu
weisen oder

b) auf Antrag der Ehefrau und auf Veranlassung des zu
ständigen örtlichen Rates — Sozialwesen — durch ärzt
liche Begutachtung festzustellen.

§ 5
(1) Als Einkommen im Sinne der Verordnung gelten
a) Nettolohn oder -gehalt sowie Nettolehrlingsentgelt (die 

Berechnung erfolgt nach den Rechtsvorschriften über die 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes und über die 
Lohnzahlung)1,

b) bei Mitgliedern von sozialistischen Produktionsgenossen
schaften der Landwirtschaft (LPG) einschließlich der in 
kooperative Einrichtungen der Landwirtschaft und 
volkseigene Betriebe delegierten Mitglieder folgende 
Nettoeinkünfte:
— Nettoeinkünfte, die entsprechend der geleisteten Ar

beit in der Genossenschaft bzw. kooperativen Ein
richtung von den Mitgliedern erzielt werden,

— der 1 000 M übersteigende Betrag von Prämien für 
besondere Einzel- und Kollektivleistungen, die aus 
dem Prämienfonds gezahlt werden,

— alle Beträge, die als Urlaubsvergütung gezahlt wer
den,

— Einkünfte aus Bodenanteilen,
bei Mitgliedern von LPG Typ I und II außerdem
— Nettoeinkünfte aus individuell genutztem Grünland 

und aus anderen Futterflächen, die über 0,5 ha indi
viduell genutzter landwirtschaftlicher Nutzfläche hin
ausgehen,

— Nettoeinkünfte aus individueller Wirtschaft,
c) bei Mitgliedern einer Fischereiproduktionsgenossenschaft 

der See- und Küstenfischer (FPG):
— Nettoarbeitsvergütungen und der Geldwert der Pro

dukte (Eigenverbrauch),
— jährlich einmalige Bezüge aus dem Nettogewinn der 

FPG,
d) bei Mitgliedern anderer sozialistischer Produktionsgenos

senschaften die Nettovergütung für geleistete Arbeits
einheiten einschließlich der Jahresendabrechnung,

1 Z. Z. gelten die Verordnung vom 21. Dezember 1961 über die Be
rechnung des Durchschnittsverdienstes und über die .Lohnzahlung 
(GBl. и Nr. 83 S. 551; Ber. GBl. II 1962 Nr. 2 S. 11) in der Fassung der 
Zweiten Verordnung vom 27. Juli 1967 (GBl. II Nr. 73 S. 511; Ber. 
GBl. II Nr. 118 S. 836) und die dazu erlassene Erste Durchführungs
bestimmung vom 10. September 1962 (GBl. П Nr. 71 S. 633) in der Fas
sung der Dritten Durchführungsbestimmung vom 28. August 1967 
(GBl. П Nr. 89 S. 664) und der Vierten Durchführungsbestimmung 
vom 11. Dezember 1968 (GBl. II Nr. 131 S. 1049).


